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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 37. — 


Juhalt: Verordnung, betreffend das Inkrafttreten der §§. 1 und 2 des Geſetzes vom 7. April 1885, 
S. 475. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Schmalkalden einerſeits nach Klein⸗Schmalkalden, andererſeits nach Zella-Mehlis, 
S. 476. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Nordſtrand, S. 484. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz 
vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., 
©. 485. 


(Jr. 9246.) Verordnung, betreffend das Inkrafttreten der SS. 1 und 2 des Geſetzes vom 
7. April 1885. Vom 4. November 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen auf Grund des $. 5 des Geſetzes vom 7. April 1885, die Errichtung 
eines Amtsgerichtes zu Seehauſen betreffend (Geſetz-Samml. S. 107), was folgt: 


Einziger Paragraph. 
Die $$. 1 und 2 des Geſetzes vom 7. April 1885, die Errichtung eines 
Amtsgerichtes in der Stadt Seehauſen betreffend (Gejeg-Samml. S. 107), treten 
am 1. April 1888 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. November 1887. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Gef. Samml. 1887. (Nr. 9246—9247.) 79 


Ausgegeben zu Berlin den 19. November 1887, 
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(Nr. 9247.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg-Gotha wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Schmalkalden einerſeits nach Klein⸗ Schmalkalden, 
andererſeits nach Zella-Mehlis. Vom 29. Oktober 1886. 


Sau Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog zu Sachſen-Coburg und Gotha haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Schmalkalden einerſeits nach Klein- 
Schmalkalden, andererſeits nach Zella-Mehlis zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. Paul Micke, 

Seine Hoheit der Herzog zu Sachſen-Coburg-Gotha: 
Höchſtihren Staatsrath Otto Gebhardt, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt eine Eiſenbahn: 

1) von Schmalkalden nach Klein-Schmalkalden, 

2) von Schmalkalden nach Zella-Mehlis oder einem in der Nähe belegenen 

Punkte der Linie Erfurt-Ritſchenhauſen 
für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu 
erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung geſtattet der Königlich 
Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb der beiden Bahnen innerhalb ihres 
Staatsgebietes. 

Artikel II. 


Die Feſtſtellung des geſammten Bauprojektes für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildenden Eſeenbahnen, wie auch die Prüfung der anzuwendenden Fahr⸗ 
euge, einſchließlich der Dampfwagen, ſoll lediglich der Königlich Preußiſchen 

egierung zuſtehen, welche übrigens ſowohl bezüglich der Trace der Bahn, wie 
bezüglich der Anlegung von Stationen und Salteftellen in dem Sachſen-Coburg⸗ 
Gothaiſchen Staatsgebiete etwaige beſondere Wünſche der Herzoglichen Regierung 
thunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und 
Genehmigung der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, 
Brücken, Durchläſſen, Flußkorrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen be 
treffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung 
innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der einen oder anderen Bahn in Folge 
eintretenden Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinal- 
ſtraßen, welche die projektirten Eiſenbahnen kreuzen, von der Herzoglichen Landes— 
regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcher Seits gegen 
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die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, es müſſen 
aber in derartigen Fällen von der Herzoglichen Regierung alle erforderlichen Maß— 
regeln getroffen werden, damit weder durch die neue Anlage der Betrieb der 
Eiſenbahnen geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein be— 
ſonderer Aufwand erwächſt. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,15 Meter im Lichten der Schienen 
betragen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel 1 benannten 
Bahnen nach den Beſtimmungen der jeweilig gültigen Bahnordnung für Deutſche 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung herzustellen und demmächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 


Die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung übernimmt für 
den Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahnen 
— in Anerkennung der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes hiermit 
verknüpften Vortheile — die Verpflichtung: 

1) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege 
unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des 
Beſtehens und Betriebes der Bahnen zu geſtatten, 

2) zu den Baukoſten einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Zuſchuß zu 
gewähren: 

a) für den Fall des Baues der beiden im Artikel 1 bezeichneten 
=. von zufammen 40 000 Mark, in Worten „Vierzigtauſend 

art“, 

b) für den Fall des Baues der im Artikel I unter Nr. 1 bezeichneten 
Bahn Schmalkalden Klein-Schmalkalden von 20 000 Mark, in 
Worten „Zwanzigtauſend Mark“, 

e) für den Fall des Baues der im Artikel T unter Nr. 2 bezeichneten 
Bahn Schmalkalden Zella-Mehlis von 10 000 Mark, in Worten 
„Zehntauſend Mark“. 


Artikel V. 


Die Genehmigung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reiches — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglich Sächſiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für 
die Strecken in dem Herzoglich Sächſiſchen 1 le keine höheren Einheits⸗ 
606 in Anwendung kommen, als für die Strecken im Königlich Preußiſchen 

ebiete. 
(Nr. 947.) a 79* 
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Artikel VI. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Herzogliche Staatsgebiet 
entfallenden Bahnſtrecken der Herzoglichen Regierung vorbehalten. Auch ſollen 
die an den Bahnſtrecken im Sachſen⸗Coburg⸗-Gothaiſchen Staatsgebiete zu er⸗ 
richtenden Hoheitszeichen nur die der Herzoglichen Regierung ſein. 


Artikel VII. 


Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch das Eiſenbahnperſonal nach 
Maßgabe des jeweilig gültigen Bahnpolizei-Reglements für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands. 

Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der in 
das Herzogliche Staatsgebiet entfallenden Bahnſtrecken den betreffenden Herzog— 
lichen Organen ob. Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anfuchen 
bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

Die im Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Staatsgebiete ſtationirten Bahnpolizei⸗ 
beamten ſind auf Präſentation der Königlich Preußiſchen Bahnverwaltung von 
der kompetenten Herzoglichen Behörde in Pflicht zu nehmen. 

Unterthanen der einen Regierung, welche in dem Gebiete der anderen Re⸗ 
gierung ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung des Unterthanen⸗ 
verhältniſſes. 

Die Beamten der Bahnen ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten der Bahnen ſoll innerhalb des Sachſen-Coburg-Gothaiſchen 
Staatsgebietes auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen 
werden, falls qualifizirte Militäranwärter, unter welchen die Coburg-Gothaifchen 
Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten 
Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel VIII. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
im Coburg⸗Gothaiſchen Staatsgebiet belegenen Bahnſtrecken gegen die Eiſenbahn— 
verwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Coburg ⸗Gothaiſchen 
Gerichten und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, auch nach den Coburg⸗ 
Gothaiſchen Landesgeſetzen beurtheilt werden. 

Der Coburg⸗Gothaiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr zwiſchen 
ihr und der Bahnverwaltung, ſowie die Handhabung der ihr über die im 
Herzogthum belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheitsrechte einer Behörde oder 
einem beſonderen Kommiſſar zu übertragen. 
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Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſar hat die Beziehung der 
Herzoglichen Regierung zu der Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der kompetenten 
Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche hiernach von dieſer Behörde oder dieſem Kommiſſar reſſortiren, an dieſe 
Stelle zu wenden. 


Artikel IX. 


Die Herzogliche Regierung verpflichtet ſich, von den Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen und dem zu denſelben gehörigen Grund und Boden, ſo lange die 
ſelben im Eigenthum und Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung ſich 
befinden, keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung der⸗ 
ſelben zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 

Falls demnächſt Eigenthum und Betrieb der Bahnen oder einer derſelben 
einem Privatunternehmer übertragen werden möchten, ſoll Letzterer eine jährliche 
Abgabe entrichten, welche der im Königreich Preußen zufolge der Geſetze vom 
30. Mai 1853 und 21. Mai 1859, ſowie der dazu noch etwa ergehenden ab⸗ 
ändernden und ergänzenden Beſtimmungen vom Reinertrage der Privateiſenbahnen 
zu erlegenden Abgabe entſpricht. Die Königlich Preußiſche Regierung wird den 
Abgabenbetrag für die ganze Bahnſtrecke berechnen, feſtſtellen und den Antheil der 
Herzoglichen Regierung nach Maßgabe der Längenausdehnung der in dem Her⸗ 
zoglichen Gebiete belegenen Theile dieſer Bahnſtrecke berechnen. Der Unternehmer 
hat demnächſt den bezüglichen Antheil an die betreffende Einnahmeſtelle abzuführen. 

Einer anderweiten ſtaatlichen Einkommenſteuer oder ſtaatlichen Gewerbe⸗ 
ſteuer ſollen dagegen auch in dieſem Falle die in Rede ſtehenden Eiſenbahnen im 
Herzoglichen Staatsgebiete nicht unterworfen, auch eine Konzeſſionsſteuer von dem 
Unternehmen nicht erhoben werden. ; 


Artikel X. I 


Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzogliche Staatsgebiet entfallenden 
Bahnſtrecken wird die Herzogliche Regierung, ſo lange die Bahnen im Eigenthum 
oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befinden, nicht in Anſpruch nehmen. 
Sollte dagegen ſpäter etwa Eigenthum und Betrieb an einen Privatunternehmer 
abgetreten werden, ſo bleibt der Herzoglichen Regierung das Recht vorbehalten, 
die in ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecken nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. Durch eine etwaige derartige 
Erwerbung des Eigenthums einzelner Bahnſtrecken ſeitens der Herzoglichen Re 
gierung ſoll indeß die Einheitlichkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt werden. 
Die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung verpflichtet ſich demgemäß, 
auch in dieſem Falle den Betrieb und die Verwaltung der auf ihrem Gebiete 


belegenen Theile der Bahnen demjenigen Betriebsunternehmer, welcher den Betrieb 


und die Verwaltung der auf Preußiſchem Gebiete belegenen Strecken der Bahnen 
(Ar. 9247.) . 
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führen wird, unter denſelben Bedingungen zu übertragen, unter welchen ihm der . 
Betrieb und die Verwaltung der letzteren Strecken übertragen wird. 


Artikel XI. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutfche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XII. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

So geſchehen und vollzogen. 


Berlin, den 29. Oktober 1886. 


Dr. Micke. O. Gebhardt. 
(. S.) (. S.) 
Schlußprotokoll 
zum 


Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha wegen 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Schmalkalden einerſeits nach Klein- 
Schmalkalden, andererſeits nach Zella-Mehlis. 


Vom 29. Oktober 1886. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute n um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Schmalkalden einerſeits nach Klein⸗Schmalkalden, andererſeits nach Zella-Mehlis 
vereinbarten Staatsvertrages zu ſchreiten. Hierbei ſind in das gegenwärtige 
Schlußprotokoll nachſtehende mit den Vereinbarungen des Vertrages ſelbſt gleich 
verbindliche Erklärungen aufgenommen worden. 
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Zu Artikel II. 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich hinſichtlich der Anlegung 
von Stationen und Halteſtellen bereit, für Mehlis, thunlichſt in deſſen Nähe, 
wenn auch auf Preußiſchem Gebiete, eine Halteſtelle zu errichten. 


Zu Artikel IV. 


Zwecks Erwerbung des zur Anlage der Bahnen nöthigen Grund und Bodens 
und der etwa erforderlichen vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke wird 
die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung der Königlich Preußiſchen 
Regierung für ihr Gebiet rechtzeitig das Expropriationsrecht ertheilen. b 

Uebrigens ſoll die Herzoglich Sächſiſche Regierung berechtigt und auf Ber 
langen der Königlich Preußiſchen Regierung verpflichtet ſein, den etwa zum Bau 
der im Artikel 1 bezeichneten Bahnen innerhalb ihres Gebietes erforderlichen 
Grund und Boden zu beſchaffen und der Königlich Preußiſchen Regierung zu 
überweiſen. 

In dieſem Falle hat die Herzoglich Sächſiſche Regierung an Stelle des 
nach Artikel IV Nr. 2 zu entrichtenden Baarzuſchuſſes: 

zu a von 40 000 Mark einen ſolchen von nur 20 000 Mark, in Worten: 
„Zwanzig Tauſend Mark“, 
zu b von 20 000 Mark einen ſolchen von nur 10 000 Mark, in Worten: 
„Zehn Tauſend Mark“, 
zu zahlen, während der Baarzuſchuß zu e von 10 000 Mark durch den Werth 
des der Königlich Preußiſchen Regierung zu überweiſenden Grund und Bodens 
ausgeglichen wird. 

Sollte zum Bau der Linie Schmalkalden Klein-Schmalfalden Grund und 
Boden innerhalb Gothaiſchen Gebietes überhaupt nicht erforderlich werden, ſo er⸗ 
mäßigt ſich der von der Herzoglich Sächſiſchen Regierung nach Artikel IV Nr. 2 
lit. a und b zu zahlende Baarzuſchuß im Falle: 

zu a von 40 000 Mark auf 25 000 Mark, in Worten: 
„Fünf und zwanzig Tauſend Mark“, 

zu b von 20 000 Mark auf 15 000 Mark, in Worten: 
„Fünfzehn Tauſend Mark“. 

Die Beſchaffung und Ueberweiſung des zum Bau der Bahn Schmalkalden“ 
Zella-Mehlis innerhalb Gothaiſchen Gebiets nöthigen Grund und Bodens ſoll 
die Königlich Preußiſche Regierung nur in dem Falle zu verlangen berechtigt ſein, 
daß die Linie an dem ſüdweſtlich von Zella gelegenen Gehänge entlang geführt wird. 

Soweit die Ueberweiſung des Grund und Bodens durch die Herzoglich 
Sächſiſche Regierung erfolgt, hat fie ſich zu erſtrecken auf das eſammte, während 
der Bauausführung und innerhalb zweier Jahre nach Betriebseröffnung der be⸗ 

(Nr. 9247.) 
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treffenden Bahn zur Herſtellung derſelben einſchließlich der Bahnhöfe und aller 
ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicherheits— 
ſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen von Wegen 
oder Waſſerläufen ꝛc. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtim⸗ 
mungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der benachbarten 
Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr ꝛc. für nothwendig erachtete, der 
Expropriation unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten und 
Gerechtigkeiten. 

Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten 
ſoll dergeſtalt erfolgen, daß von der Herzoglichen Regierung auch Kultur- und 
Inkonvenienz⸗Entſchädigungen zu leiſten und die zu erwerbenden reſpektive zu ent⸗ 
eignenden Grundſtücke frei von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen 
Laſten und Abgaben in das Eigenthum des Preußiſchen Staates übergehen. 
Letzterem fallen nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen 
Terrains zur Laſt. 

Die bauende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bauplans 
und der bei der Bauausführung oder nach der Betriebseröffnung der betreffenden 
Bahn innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren etwa erforderlich werdenden 
Ergänzungen für jede Feldmark einen Manalsgug vorlegen, welcher die zu über⸗ 
weiſenden Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung 
und Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landes- 
polizeilich angeordneten Anlagen, ſowie wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum 
in Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszuges iſt die bauende Eiſen⸗ 
bahnverwaltung in den Beſitz der zu erwerbenden Grundſtücke zu ſetzen. Iſt 
innerhalb dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, jo ſteht der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung die Befugniß zu, den Erwerb der erforderlichen Flächen ꝛce. im Wege 
der Expropriation für Rechnung der Herzoglich Sächſiſchen Regierung ſelbſt herbei⸗ 
2 Der im Expropriationswege für den Grunderwerb ꝛc. erwachſende 

ufwand einſchließlich der Koſten des Verfahrens iſt dann von der Herzoglichen 
Regierung der Eiſenbahnverwaltung zu erſetzen. 

Der Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, 
wegen der Uebertragung der im Artikel IV unter Nr. 1 und 2 übernommenen 
Verpflichtungen auf die von den Bahnlinien berührten Gemeinden dc. mit letzteren 
ſich zu verſtändigen, fie bleibt indeß auch für den Fall einer derartigen Ueber⸗ 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Meer verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her⸗ 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Bahnhöfen, 
ſoweit dieſe Wege außerhalb der Bahnhöfe liegen, nicht Sache der Eifen- 
bahnverwaltung 15 

Der nach Artikel IV Nr. 2 des Vertrages beziehungsweiſe den obigen er- 
gänzenden Vereinbarungen des gegenwärtigen Schlußprotokolles zu leiſtende Baar: 
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zuſchuß iſt vier Wochen nach der Erklärung der Königlich Preußiſchen Regierung, 
daß fie mit dem Bau der beiden oder der einen oder anderen der im Artikel I 
bezeichneten Bahnen vorzugehen beabſichtige, an die Königlich Preußiſche Ne 
gierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich nach Ablauf derjenigen 
Friſt, innerhalb welcher dieſelbe die Ueberweiſung des zur Herſtellung der Bahn 
anlagen erforderlichen Grund und Bodens von der Herzoglich Sächſiſchen Re⸗ 
gierung zu verlangen berechtigt iſt, zu einer Erweiterung der urfprünglichen Bahn⸗ 
anlagen durch Herſtellung von Anſchlußgeleiſen, Stationen und Halteſtellen oder 
Anlagen zu fonftigen Zwecken entſchließen, fo wird die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gothaiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen er⸗ 
forderlichen Grund und Bodens für ihr Gebiet das Expropriationsrecht ertheilen, 
inſoweit daſſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt An⸗ 
wendung findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen 
keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, 
welche bei den Expropriationen zu Eiſenbahnanlagen in dem Coburg⸗Gothaiſchen 
Gebiete zur Zeit Geltung haben. Für die Verhandlungen, welche zur Ueber- 
tragung des Eigenthums auf den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen 
erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind 
nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit von 
Stempel⸗ und Gerichtsgebühren ein. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterfiegelt worden und es haben der Königlich Preußiſche Be⸗ 
vollmächtigte und der Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Bevollmächtigte je 
eine Ausfertigung des Vertrages und des Schlußprotokolles entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 29. Oktober 1886. 


Dr. Micke. O. Gebhardt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 9248.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Nordſtrand. Vom 11. November 1887. 


Al Grund der $$. 12 und 14 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein (Geſetz Samml. 1873 S. 241, 1879 S. 12) be⸗ 
ſtimmt der Juſtizminiſter, daß zur Anmeldung von Anfprüchen behufs Eintragung 
in das Grundbuch eine neue Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die im Gemeindebezirk Nordſtrand (Landſchaft Nordſtrand) belegenen 
Grundſtücke, welche bei der am 7. Februar 1883 (Geſetz⸗Samml. 1883 
S. 16) erfolgten Beſtimmung der Ausſchlußfriſt für den Amtsgerichtsbezirk 
Nordſtrand von der Grundbuchregulirung ausgeſchloſſen geweſen find, 


am 15. Dezember 1887 beginnen ſoll. 
Berlin, den 11. November 1887. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juli 1887, betreffend die Anwendung 
des Enteignungsrechts zur Erwerbung beziehungsweiſe dauernden Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigenthums bei dem von der Staatsbauverwaltung 
auszuführenden Durchſtich der Lippe in der Weſtenfeldmark bei der Stadt 
Hamm in Weſtfalen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Arnsberg Nr. 38 S. 523, ausgegeben den 17. September 1887; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Auguſt 1887, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Beverungen im Kreiſe Hörter 
für das zur Erweiterung des ftädtifchen Begräbnißplatzes erforderliche 
Grundeigenthum, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden 
Nr. 41 S. 294, ausgegeben den 8. Oktober 1887; 


3) das unterm 5. September 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Lublinig- Süd im Kreiſe Lublinitz durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 40 S. 277, ausgegeben 
den 7. Oktober 1887; 


4) das unterm 5. September 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Lublinitz⸗Nord im Kreiſe Lublinitz durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 40 S. 280, ausgegeben 
den 7. Oktober 1887; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. September 1887, betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes der von dem Kreiſe Tilſit auf Grund des Aller 
höchſten Privilegiums vom 29. Juli 1872 aufgenommenen Anleihe von 
4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 

; Gumbinnen Nr. 42 S. 361, ausgegeben den 19. Oktober 1887; 


6) die Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 21. September 1887, betreffend 
den Bau und Betrieb einer normalſpurigen Eiſenbahn untergeordneter 
Bedeutung von Bredebro nach Lügumkloſter durch die Holſteiniſche Marſch⸗ 
bahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig 
Nr. 45 S. 661, ausgegeben den 15. Oktober 1887; 


7) das unterm 28. September 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Deichverband zu Süderſteinau und Mühedeich im Kreiſe Hadeln durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 42 S. 569, aus⸗ 
gegeben den 21. Oktober 1887; 
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8) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Oktober 1887, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Wehlen im Kreiſe Bernkaſtel 
bezüglich der zur Herſtellung beziehungsweiſe Erhaltung einer Fähranſtalt 
über die Moſel erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 44 S. 368, ausgegeben den 4. No⸗ 
vember 1887. 


Berichtigung. 


In der im 32. Stück der Geſetz-Sammlung für 1887 S. 414 ff. ab- 
gedruckten Allerhöchſten Verordnung vom 8. Auguſt 1887, betreffend die Aus⸗ 
führung des Fiſchereigeſetzes in der Provinz Sachſen, iſt S. 416 F. 3 Ziffer 2 
lit. g ſtatt „Etzleben“ zu ſetzen: „Elx leben“. 

„Ferner iſt in der im 31. Stück der Geſetz-Sammlung für 1887 auf 
S. 360 ff. abgedruckten Allerhöchſten Verordnung vom 8. Auguſt 1887, be⸗ 
treffend die Ausführung des Fiſchereigeſetzes in der Provinz Pommern, zu ſetzen: 

im §. 4 Nr. 4 Aa in Zeile 5 „Sch wallig“ (nicht Schallig), 
im F. 16 Nr. 1 Abſatz 2 Zeile 3 „Garnen (nicht Garden) und 
im F. 19 Abſatz 3 Zeile 5 „Garnen, Zeeſen“ (nicht Garnzeeſen) /. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


